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2. die Urkundenstelle, an die das gemäß Ziff. 1 zustän­
dige Standesamt das Geburtenbuch abgegeben hat;

3. das Standesamt I von Groß-Berlin, wenn die Geburt 
außerhalb der Deutschen Demokratischen Republik 
beurkundet ist.

(2) Die Aufnahme der Erklärung gemäß Abs. 1 kann 
durch jedes andere Standesamt und jede andere Ur­
kundenstelle erfolgen. Die Erklärung ist zu beglau­
bigen. Die Erklärung wird erst mit der Entgegennahme 
und Beurkundung durch die gemäß Abs. 1 Ziffern 1 bis 3 
zuständigen Organe des Personenstandswesens wirksam.

§41
Änderung von Familiennamen und Vornamen 

auf Antrag

(1) Neben den familienrechtlichen Namensänderun­
gen kann der Familienname in Ausnahmefällen bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes auf Antrag geändert 
werden.

(2) Ein wichtiger Grund gemäß Abs. 1 liegt insbe­
sondere vor, wenn

1. nach den Grundsätzen des Zusammenlebens in der 
sozialistischen Gesellschaft der Familienname nicht 
zumutbar ist;

2. die schwierige Schreibweise oder Aussprache des 
Familiennamens ständig zu Fehlern führt und die 
Namensänderung deshalb dringend erforderlich ist;

3. in Unkenntnis des richtigen Familiennamens bisher 
ein anderer Familienname geführt wurde.

(3) Auf die Änderung von Vornamen finden die Ab­
sätze 1 und 2 entsprechende Anwendung.

(4) Der Antrag auf Änderung des Familiennamens 
oder des Vornamens ist schriftlich bei dem für den 
Wohnsitz des Antragstellers zuständigen Standesamt 
oder der Urkundenstelle zu stellen.

(5) Über den Antrag auf Änderung des Familien­
namens entscheidet das zuständige Fachorgan des Rates 
des Bezirkes, über den Antrag auf Änderung des Vor­
namens das zuständige Fachorgan des Rates des Krei­
ses.

§42
Feststellung von Familiennamen

(1) Ist der Familienname eines Bürgers der Deut­
schen Demokratischen Republik zweifelhaft, so kann 
das zuständige Fachorgan des Rates des Bezirkes den 
Namen auf Antrag mit allgemein bindender Wirkung 
feststellen.

(2) Für die Antragstellung gilt § 41 Abs. 4 entspre­
chend.

IX.
Berichtigung

§43
Zusätze und Streichungen vor Abschluß der Eintragung

Zusätze und Streichungen in den Personenstands­
büchern sind zulässig, solange der Leiter des Standes­

amtes die Eintragung noch nicht abgeschlossen hat. Sie 
sind am Schluß der Eintragung zu vermerken.

Berichtigung durch den Leiter des Standesamtes

§44

(1) Der Leiter des Standesamtes kann eine abge­
schlossene Eintragung berichtigen, wenn der richtige 
Sachverhalt durch Personenstandsurkunden oder ge­
richtliche Entscheidungen nachgewiesen ist.

(2) Ausgenommen hiervon ist die Berichtigung des 
Familienstandes, des Verstorbenen im Sterbebuch.

(3) Die Urkunden oder gerichtlichen Entscheidungen 
sind in der Berichtigung zu bezeichnen.

§45

(1) Der Leiter des Standesamtes kann eine abge­
schlossene Eintragung in den Personenstandsbüchern 
auf Grund von Ermittlungen ohne Vorlage von Perso­
nenstandsurkunden berichtigen, wenn es sich um offen­
sichtliche Schreibfehler handelt. Das trifft nicht für die 
Berichtigung von Vornamen zu.

(2) In der Eintragung ist zu vermerken, daß die Be­
richtigung auf Grund von Ermittlungen erfolgt ist.

§46
Berichtigung auf Anordnung des Rates des Kreises

(1) Berichtigungen, die der Leiter des Standesamtes 
nach den §§ 44 und 45 nicht vornehmen darf, können 
durch Entscheidung des zuständigen Fachorgans des 
Rates des Kreises angeordnet werden.

(2) Die Entscheidung ist zu begründen und den Betei­
ligten zuzustellen.

§47
Beurkundung der Berichtigung

(1) Berichtigungen nach den §§ 44, 45 und 46 sind am 
Rande der Eintragung zu beurkunden.

(2) Entscheidungen nach § 46 sind in der Beurkun­
dung zu bezeichnen.

X.
Erklärung an Eides Statt und Auskunftspflicht

§48

Der Leiter des Standesamtes ist berechtigt, von den 
Beteiligten Erklärungen an Eides Statt entgegenzu­
nehmen:

1. bei der Entgegennahme eines Antrages auf Ehe­
schließung;

2. bei der Führung von Ermittlungen für die Beur­
kundung eines Personenstandsfalles, der nicht in 
der gesetzlichen Frist angezeigt wurde;

3. im Verlauf eines Berichtigungsverfahrens;

4. bei der Führung von Ermittlungen für die Erneue­
rung in Verlust geratener Personenstandsbücher.


